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Bayernwerk-Plan für die Energiewende 
Netzbetreiber legt Zehn-Punkte-Papier vor - Neue Leitungen und 300 Umspannwerke müssen gebaut werden 

Von Regina Ehm-Klier 

Passau/Regensburg. Es 
schneit, was vom Himmel kom-
men will. Dennoch brennt in den 
Häusern unvermindert Licht, 
kommt der Strom für Maschinen 
und Computer aus den Steckdo-
sen. Wie immer. Netzbetreiber 
„Bayernwerk" verzeichnete am 
Donnerstag zwar einzelne Störun-
gen, doch das gehört zum winter-
lichen Alltag, ebenso, dass sich in 
solchen Fällen ortskundige Mit-
arbeiter auch auf Langlauf-Skiern 
zum Einsatz in Waldgebieten auf-
machen, wie beim Bayernwerk zu 
erfahren ist. Wenn eine Leitung 
ausfällt, müsse man zur Scha-
densstelle vordringen, um ein La-
gebild zu erhalten und dann koor-
dinieren - eine Mammutaufgabe. 

Und die Energieversorgung be-
findet sich in massivem Umbruch. 
Immer mehr Strom aus „Erneuer-
baren", in Bayern vornehmlich 
aus Photovoltaik-Anlagen, fließt 
ins Netz: 12 000 Anfragen auf Ein-
speisung verzeichnete das Bay-
ernwerk noch 2017, „60 000 waren 
es im vergangenen Jahr. Aktuell 
sind es 6000 pro Monat", verdeut-
licht Dr. Egon Leo Westphal, Vor-
standsvorsitzender der Bayern-
werk AG, die steigende Tendenz. 
2025 rechnet er mit über 120 000 
Anfragen. Damit die Ziele der 
Energiewende 2030 erreicht wer-
den können, „müssen wir massiv 
zulegen", so Westphal. 

So einfach ist das nicht. Da sind 
auf der einen Seite Kunden, die 
Energie aus PV-Anlagen ins Netz 
einspeisen wollen, da sind auf der 
anderen Seite immer mehr Ver-
braucher und unterschiedliche 
Anforderungen „durch E-Mobili-
tät oder die wachsende Zahl von 
Wärmepumpen", zählt der Vor-
standsvorsitzende auf. Dafür 
muss das Netz umgerüstet wer-
den: „Bis 2030 müssen wir die Aus-
bauziele für unser Netz von zehn 
Gigawatt Einspeisung auf 40 Giga-
watt ausrichten", erklärt er. Doch 
in vielen Punkten sind dem Netz-
betreiber die Hände gebunden, 
spricht Westphal lange Genehmi-
gungszeiten, unterschiedliche Zu-
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Das Stromnetz muss neu organisiert werden. Bis 2030 rechnet das Bayernwerk mit einer Vervierfachung der Energieeinspeisung. - Fotos: dpa/ek 

ständigkeiten und auch gesell-
schaftliche Akzeptanz an. Denn 
Leitungen und Umspannwerke 
werden zwar grundsätzlich be-
grüßt - aber vor Ort nicht selten 
bekämpft. 

Um hier anzusetzen, hat das 
Bayernwerk einen „10-Punkte-
Plan zur Beschleunigung der 
Energiewende in Bayern" aufge-
setzt, der sowohl in der Politik als 
auch in Kommunen und in der 
Gesellschaft Unterstützung auslö-
sen soll. Zum Redaktionsgespräch 
mit der Mediengruppe Bayern hat 
Westphal das Papier exklusiv mit-
gebracht. Ein Überblick: 
■ Gesetzliche Regelung: Im Mo-
ment muss jedes einzelne Vorha-
ben um Leitung und Weitertrans-
port geplant, beantragt, geneh-
migt werden. Das verschlingt Zeit 
und Energie: „40 Monate Geneh-
migungszeit hat im Schnitt ein 
Umspannwerk, eine 110-kV-Lei-
tung ist acht bis zehn Jahre im 
Verfahren", erklärt der Vorstands-
vorsitzende. 300 neue Umspann-
werke seien im Bayernwerk-Netz 
erforderlich — das ist eine Verdop-
pelung der bestehenden Anlagen. 
Das Bayernwerk stellt darum ein 
„Landesbedarfsplangesetz" an 

„Die Energiewende 
ist eine gesamt-
gesellschaftliche 

Aufgabe" 

Dr. Egon Leo Westphal, 
Vorstandsvorsitzender 

Bayernwerk AG 

den ersten Platz seiner „Wunsch-
liste". Freistaat, Landkreise und 
Kommunen sollten darin „Vor-
rangflächen für den künftigen Er-
neuerbare Energien Ausbau" fest-
legen, um nicht über jedes einzel-
ne Projekt im Grundsatz reden zu 
müssen. Vorbild ist das Bundes-
bedarfsplangesetz, das zum Bei-
spiel dem „SuedOstLink" Vorrang 

einräumt. Das Verfahren solle 
nicht verhindert, nur beschleu-
nigt werden. 
■ Anfragen reduzieren: Wer 
Energie ins Netz einspeisen will, 
muss das durch das Bayernwerk 
prüfen und genehmigen lassen. 
„Das bindet viel Personal", erklärt 
Vorstandsvorsitzender Westphal 
eine Herausforderung - erst recht 
in Zeiten des Kräftemangels. 
Denn der Netzbetreiber muss die 
Auswirkung jeder Anlage auf das 
Netz berechnen — egal, ob die An-
lage jemals in die Tat umgesetzt 
wird, oder nicht. Diese Antragsflut 
will das Bayernwerk bremsen, in-
dem eine relative Verbindlichkeit 
der Anfrage eingefordert wird. 
„Wir nennen das, die Spreu vom 
Weizen trennen." 
■ Cluster bilden: An die unge-
bremste Anfrageflut anknüpfend, 
schlägt das Bayernwerk vor: 
„Staatsregierung, Kommunen 
und Netzbetreiber müssen die 
Grundlagen für ein Clustering 
schaffen. Das ermöglicht dann für 
eine Vielzahl an Anlagen einen ge-
bündelten Netzanschluss, bei-
spielsweise ein Umspannwerk als 
Einspeisesteckdose", fasst West-
phal zusammen. Eine gemeinsa-

Dyneon-Aus: Söder und Aiwanger kommen 
Burgkirchen. Bayerns Minis-

terpräsident Markus Söder (CSU) 
wird nächsten Donnerstag 
Nachmittag nach Burgkirchen 
reisen, um vor Ort mit Vertretern 
des Chemieparks und der Lokal-
politik über die Folgen des 
Standort-Aus von Dyneon zu 
sprechen. Auch Wirtschaftsmi-
nister Hubert Aiwanger (Freie 
Wähler) hat sich für den Termin 
angekündigt. 

Der Freie Wähler-Chef hat sich 
mittlerweile wie Söder ebenfalls 

mit Briefen an die EU gewandt. 
Inhaltlich decken sich Aiwangers 
Einschätzungen und Forderun-
gen dabei mit jenen des Minister-
präsidenten: Er bittet Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der 
Leyen und EU-Binnenmarkt-
Kommissar Thierry Breton, sich 
für den Erhalt oder Verkauf des 
Dyneon Werkes im Chemiepark 
Gendorf einzusetzen. Zudem kri-
tisiert er die „regulatorische 
Überfrachtung im Rahmen des 
Green Deal" der EU und die da-

mit einhergehende Verschlech-
terung der Wettbewerbsfähig-
keit europäischer Unternehmen 
im internationalen Vergleich. Ai-
wanger: „Unser Ziel muss es da-
her sein, einen angemessenen 
Interessensausgleich in Europa 
zu finden, um einen Verlust an 
heimischer Produktion und da-
mit auch an Resilienz zu verhin-
dern." Auch Bundeswirtschafts-
minister Robert Habeck (Grüne) 
hat Post von Hubert Aiwanger 
bekommen. In der Hauptstadt 

hat man Dyneon allerdings be-
reits auf dem Schirm: Eine Wo-
che nach Söder und Aiwanger 
wird Bundesarbeitsminister Hu-
bertus Heil (SPD) im Chemie-
dreieck erwartet. 

InfraServ, Betreiber des Che-
mieparks Gendorf, zeigt sich zu-
versichtlich für den Standort. 
Der Chemiepark habe seine Re-
silienz und seine Transforma-
tionskräfte in seiner über 80-jäh-
rigen Geschichte mehr als ein-
mal unter Beweis gestellt. — jag 

Anzeige 

Studieren Sie Technik, die Leben rettet! 
Schon ein Blick in den Ret-
tungswagen oder einen OP-
Saal mit all der lebensretten-
den Technik zeigt: Die Entwick-
lung und Vermarktung medizi-
nischer Technologien ist welt-
weit einer der Zukunftsmärkte 
schlechthin. Basis dafür sind 
erstklassig ausgebildete Inge-
nieure, die auch Grundlagen 
der Medizin sowie des Normen-
und Qualitätswesens beherr-
schen. 
Das Medizintechnik-Studium der 
FH Oberösterreich in Linz wird 
als Bachelor- und als Master-
Studium angeboten. Es legt ei-
nen Schwerpunkt auf medizini-
sche Geräte- und Rehabilitati-
onstechnik. Studierende lernen, 
Sprache und Problemstellungen 
der Mediziner zu verstehen und 

me Koordinierungsstelle solle die 
Anfragen zusammenfassen und 
die Auswirkungen prüfen. Davon 
ausgehend können dann Leitun-
gen und Bau von zusätzlichen 
Umspannwerken gezielt geplant 
werden. 
■ Genehmigungszeiten: „Es ist, 
als würde man ein Auto kaufen, 
müsste aber Jahre auf eine Straße 
warten", vergleicht Egon Leo 
Westphal den langen Genehmi-
gungsweg und den Unterschied 
zwischen zum Beispiel PV-Anlage 
(Auto) und Netz (Straße). Selbst 
eine Erhöhung eines bestehenden 
Strommasts erfordere ein förmli-
ches Genehmigungsverfahren. 
Fiele nur dieser Schritt weg, „wäre 
die Zeitersparnis in etwa ein Jahr", 
sagt Westphal und zählt weitere 
Beispiele auf, wo wertvolle Zeit 
auf der Strecke bleibt. Hinzu kom-
men unterschiedliche Zuständig-
keiten in bayerischen Ministerien 
- von Umwelt über Bau bis Wirt-
schaft. Hier fordert das Bayern-
werk eine „ministeriumsübergrei-
fende TaskForce zur Umsetzung 
schnellerer Genehmigungspro-
zesse". 

Im Papier finden sich weitere 
Punkte, wie die Energiewende 

Schwung bekommen könnte, an-
statt sie zu bremsen. Westphal 
führt zum Beispiel die verzichtba-
re Eintragungspflicht von Balkon-
anlagen auf. Noch gilt: „Die büro-
kratischen Hürden sind selbst für 
den Anschluss von Kleinstanlagen 
immens", argumentiert er. Denn 
auch das bindet Personal. 

Gefordert sind außerdem weite-
re Anreize seitens des Freistaats, 
für regionale Erzeugung und Ver-
brauch. Digitale Lösungen und 
Speichertechnik, die die Regulie-
rung steuern, sind dazu erforder-
lich und sollten gefördert werden. 

Aber was, wenn Strom ge-
braucht, aber nicht zur Verfügung 
steht —weil es zum Beispiel gerade 
heftig schneit und PV-Anlagen 
nicht liefern können? Ein „Min-
destmaß an gesicherter Erzeu-
gungsleistung" müsse definiert 
werden, lautet die Forderung des 
Netzbetreibers. Das Maß solle 
eine Expertenkommission festle-
gen, nach dem schließlich sicher 
liefernde Kraftwerke (wasserstoff-
fähige Gaskraftwerke, Wasser-
kraft) in den Regionen vorgehal-
ten werden. 

Weitere Themen im Plan sind 
Maßnahmen zur Sicherung der 
digitalen Netze vor Angriffen und 
mehr Freiheit für den Netzbetrei-
ber, der durch diverse Regulie-
rung in seinem Handeln einge-
schränkt ist. 

Und am Ende bedarf es einer 
Akzeptanz nicht nur in der Politik, 
sondern auch in der Gesellschaft. 
Das Bayernwerk regt eine Kam-
pagne namens „Pro Netzausbau" 
an: „Politik, Energiewirtschaft, In-
dustrie, Kommunen und Verbän-
de sollten positiv zum notwendi-
gen Infrastrukturausbau kommu-
nizieren", heißt es in dem Papier. 
Insofern komme die Energiewen-
de in Bayern durchaus voran, sagt 
Westphal. Allein das Bayernwerk 
würde in diesem Jahr rund 780 
Millionen Euro für die Netzer-
tüchtigung und für die neuen Auf-
gaben aufbringen. Der Vorstands-
Chef fasst aber auch zusammen: 
„Die Energiewende ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, 
das muss uns allen bewusst sein." 

Hilfen im „US-Format" 
Chieming. Eine politische, 

europäische Antwort auf die wirt-
schaftsfreundliche US-Politik for-
dert die Industrie aus dem Alztal: 
Der Vorsitzende der Geschäftsfüh-
rung Alzmetall, Roland Ilg, und der 
Vorstand AlzChem, Dr. Georg 
Weichselbaumer, traten mit die-
sem Wunsch an den Bundesminis-
ter a. D. Dr. Peter Ramsauer beim 
CSU-Neujahrsempfang in Chie-
ming heran. US-Firmen würden 
nicht nur durch die Förderung der 
Industrie in Nordamerika profitie-
ren, sondern auch durch niedrige-

re Energiepreise. Die einheimi-
schen Betriebe hingegen litten 
unter einer überbordenden EU-
Bürokratie und Ideologie-Politik, 
so Dr. Weichselbaumer laut Mit-
teilung von Ramsauers Abgeord-
netenbüro. Dieser ist Mitglied im 
Wirtschaftsausschuss im Deut-
schen Bundestag und befürchtet 
eine Verlagerung von Industrie 
nach Nordamerika durch das üp-
pige US-Gesetz zur Inflationsbe-
kämpfung. In den USA fließen des-
wegen Subventionen in dreistelli-
ger Milliardenhöhe für Investitio-
nen. — hw 

adäquate technische Lösungen 
unter Beachtung gesetzlicher 
Normen zu realisieren. Neben 
verpflichtenden Inhalten werden 
verschiedene Vertiefungsmög-
lichkeiten angeboten. Die Vorle-
sungen im Masterstudium wer-
den in englischer Sprache abge-
halten. 
Die FH Oberösterreich zählt zu 
den forschungsstärksten FH/ 
HAW im deutschsprachigen 
Raum. Neueste Erkenntnisse 
kommen direkt zu den Studie-
renden in die Hörsäle und si-
chern die Qualität des Studiums. 
Linz, die Europäische Kultur-
hauptstadt 2009, bietet durch 
mehrere Universitäten und 
Hochschulen sowie ein reichhal-
tiges Kulturangebot attraktive 
Studienbedingungen. Im FH-Stu-

dium selbst schließt man auf-
grund der vielen Arbeit in Klein-
gruppen rasch Kontakte. 
Bachelor und Master 
mit großer Themenvielfalt 
Nach dem Studium warten viel-
fältige Aufgaben in Unterneh-
men, Kliniken und Forschungs-
einrichtungen. Tätigkeitsfelder 
sind Forschung und Entwick-
lung, Produktion, Zulassung, 
Qualitätssicherung sowie Pro-
duktmanagement und techni-
scher Vertrieb. 
Medizintechniker*innen sind ge-
fragt - auf beiden Seiten des 
Inns. Egal ob schon nach dem 
Bachelor „Medizintechnik" oder 
nach einem der beiden Master 
„Medical Engineering" oder „Ap-
plied Technologies for Medical 
Diagnostics". 

Ausbildung und angewandte For-
schung sind international veran-
kert. Kooperationspartner sind 
führende internationale Unter-
nehmen wie MED-EL, Otto Bock, 
Siemens und GE Healthcare so-
wie Hochschulen in vielen Län-
dern. Auch und gerade die Kon-
takte zu Firmen und Hochschu-
len in Bayern werden intensiv ge-
pflegt. 

Beschränkte Studienplätze - 
Bewerbungsschluss: 30. Juni 2023 
Kontakt: 0043 [0)50804-52100, 

@fh-linz.at, 
www.fh-ooe.at/mt 
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Praxis und Wissenschaft vereinen sich im Medizintechnik-Studium an der 
FH Oberösterreich in Linz. Foto: FH 00 
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